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UEBERSTORF Zum Gespräch 
empfängt Christine Bulliard-
Marbach die FN im Rosengar-
ten ihres Heims in Grossried bei 
Ueberstorf. Der Garten dient ihr 
als Rückzugs- und Erholungsort 

im mitunter hektischen Politik-
alltag. «Dies ist der Ort, wo ich 
am liebsten bin. Hier verweile 
ich gerne zusammen mit meiner 
Familie», sagt die Mitte-Natio-
nalrätin und erzählt voller Stolz, 
dass vor zwei Monaten ihr klei-
ner Enkel zum ersten Mal zu Be-
such war.

In Ueberstorf startete vor fast 
30 Jahren die Politkarriere von 
Christine Bulliard-Marbach. Der 
Präsident der Ortspartei fragte 
sie an, ob sie für den Gemeinde-
rat kandidieren wolle. 20 Jahre 
lang sass sie danach im Gemein-
derat von Ueberstorf, zehn Jah-
re davon als Gemeindepräsiden-
tin. Ebenfalls zehn Jahre politi-
sierte sie im Freiburger Grossen 

Rat. Im Jahr 2011 kandidierte sie 
gleichzeitig als Nationalrätin, 
Grossrätin und Gemeinderätin – 
mit Erfolg.

30 Jahre in der Politik
Seit 2011 sitzt sie nun im Na-

tionalrat und tritt im Oktober 
für eine vierte Legislatur an. 
Auch nach 30 Jahren ist ihr Feu-
er für die Politik längst nicht er-
loschen: «Ich bin immer noch 
gleich motiviert und mache 
Wahlkampf wie beim ersten 
Mal», betont die heute 63-Jähri-
ge. Christine Bulliard-Marbach 
liebt Wahlkämpfe. Sie geht ger-
ne unter die Leute, hört sich de-
ren Sorgen an, diskutiert mit ih-
nen. «Politik muss nahe bei den 
Menschen sein. Ich suche nach 
Lösungen, die einem Gross-
teil der Bevölkerung zugute-
kommen.» Allerdings betont sie 
auch: «Wahlkampf macht man 
nicht alleine. Wahlkampf ist 
Teamarbeit.»

Besonders sensibilisiert ist sie 
für die Anliegen der Berggebie-
te. Als Mitglied der Kommission 
für Umwelt, Raumplanung und 
Energie im Nationalrat setzt 
sie sich dafür ein, dass die Be-
dürfnisse der ländlichen Regio-
nen berücksichtigt werden. Bei-
spielsweise im Klima- und Inno-
vationsgesetz. 

Die Nationalrätin engagiert 
sich für eine produktive und 
bürgernahe Landwirtschaft. Als 
Präsidentin von Regio.garantie 
Romandie und der Schweizeri-
schen Arbeitsgemeinschaft für 
die Berggebiete stehe sie für die 
Förderung der regionalen Pro-
dukte sowie für die nachhalti-
ge Entwicklung des ländlichen 
Raums ein. Dazu gehört auch, 
dass eine Lösung für den Um-
gang mit dem Wolf gefunden 
werden konnte, nachdem eine 
erste Revision des Jagdgeset-
zes in einer Volksabstimmung 
verworfen wurde. Besonders 
wichtig sei in ländlichen Gebie-
ten auch die flächendeckende 
Grundversorgung; etwa in den 
Bereichen Gesundheit, Bildung, 
Mobilität.

Brückenbauerin im Nationalrat
Das langjährige Engagement 

als Nationalrätin hat es Bul-
liard-Marbach ermöglicht, in 

Bundesbern ein wirkungsvol-
les Netzwerk zu knüpfen. Als 
im Sternzeichen Waage Gebore-
ne sei sie sehr harmoniebedürf-
tig. Deshalb ist es ihr ein beson-
deres Anliegen, mit Mitgliedern 
sämtlicher Parteien im Parla-
ment das Gespräch zu suchen. 
«Politik heisst für mich, aus-
gewogene, tragbare Lösungen 
für gesellschaftliche Probleme 
zu finden.» Von der Deutsch-
schweizer Presse wurde Bulli-
ard-Marbach 2021 zur drittbes-
ten Brückenbauerin im Natio-
nalrat ernannt.

Anliegen, die ihr besonders 
am Herzen liegen, kann sie mit 
grosser Ausdauer und Hart-
näckigkeit verfolgen. Beson-
ders stolz und glücklich ist sie, 
dass ihr langjähriger Einsatz 
für eine gewaltfreie Kinderer-
ziehung nun Erfolg zeigt. «Wir 
müssen uns vor Augen führen, 
dass auch heute noch 130 000 
Kinder unter Gewalt in der Er-
ziehung leiden», gibt sie zu be-
denken. Jetzt will der Bund als 
Antwort auf ihren Vorstoss das 
Recht der Kinder auf eine ge-
waltfreie Erziehung im Zivil-
gesetzbuch verankern. Vor we-
nigen Tagen hat der Bundesrat 
einen entsprechenden Geset-
zesentwurf in die Vernehmlas-
sung geschickt.

Potenzial nutzen
Als Mitglied in der aussenpoli-

tischen Kommission arbeitet sie 
daran, die bilateralen Beziehun-
gen mit der Europäischen Uni-
on, dem wichtigsten Handels-
partner der Schweiz, zu erneu-
ern, damit die Schweiz das ganze 
Potenzial ihres Wirtschafts- und 
Wissenschaftsstandorts nutzen 
kann. «Die Schweiz braucht eine 
Aussenpolitik, in der Souveräni-
tät, wirtschaftliche Vernetzung 
und Solidarität im Gleichgewicht 
sind.»

Ein wichtiges Anliegen ist der 
Nationalrätin auch die Medien-
förderung. Nachdem das Medi-
engesetz vom Schweizer Stimm-
volk verworfen wurde, lancierte 
die Mitte-Politikerin einen er-
folgreichen Vorstoss, der expli-
zit nur die kleineren Medien-
unternehmen unterstützen soll. 
In der Gesundheitsversorgung 
setzt sie sich dafür ein, dass die 

Arbeitsbedingungen der Pflege-
kräfte verbessert werden.

Zweisprachigkeit als Vorteil
Ihre Fähigkeit als Brückenbau-

erin kommt Bulliard-Marbach 
besonders in den nationalrätli-
chen Kommissionen zugute. Ein 
weiteres Plus der Freiburger Na-
tionalrätin: ihre Zweisprachig-
keit. «Die wichtige Arbeit in den 
Kommissionen funktioniert viel 
einfacher, wenn man sich sowohl 
auf Deutsch als auch auf Franzö-
sisch verständigen kann», so Bul-
liard-Marbach.

Wie engagiert und fleissig ein 
Parlamentsmitglied ist, werde oft 
an der Anzahl seiner Vorstösse 
gemessen. Diese Betrachtungs-
weise greife aber zu kurz. «Qua-
lität ist wichtiger als Quantität», 
betont die Mitte-Nationalrätin. 
Denn Vorstösse sollten nicht 
bloss eingereicht werden. Eben-
so wichtig sei einerseits eine gute 
Vorbereitung, beispielsweise der 
Informationsaustausch mit der 
Verwaltung, und andererseits, 

Bereit für 
eine vierte 
Legislatur

 
Christine Bulliard-Marbach kandidiert im 

Oktober für eine weitere Legislatur. Was in 
den Diskussionen mit der Mitte-National- 

rätin sehr schnell klar wird: Amtsmüde ist 
die 63-Jährige noch lange nicht.

Ihr Rosengarten ist Rückzugs- und Erholungsort für Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach.  Bilder Charles Ellena

Der Smartspider von 
Christine Bulliard-Mar-

bach unterscheidet sich nur 
leicht vom Durchschnitt der Mit-
te-Kandidierenden. Im Bereich 
Umweltschutz und Sozialstaat 
will die Nationalrätin laut Gra-
fik etwas weniger weit gehen als 
die Mehrheit ihrer Parteikolle-
gen. Sie spricht sich aber auch 
gegen eine Erhöhung des Ren-
tenalters auf 67 Jahre aus und ist 
dafür, dass der Staat mehr Mittel 
für Krankenkassen-Prämienver-
billigung zur Verfügung stellt. 
«Vorrangiges Ziel ist es jedoch, 
die Problematik der steigenden 
Gesundheitskosten an der Wur-
zel zu packen», so Bulliard-Mar-
bach. Hierfür brauche es die Kos-
tenbremseinitiative der Mitte. 
Sie befürwortet aber, den Min-
destumwandlungssatz für Pen-
sionskasse von derzeit 6,8 auf 6 
Prozent zu senken, mit entspre-
chenden Kompensationen. Die 
Mitte-Nationalrätin vertritt ei-

ne offene Aussenpolitik. So be-
fürwortet sie engere Beziehun-
gen zur EU und legt besonde-
ren Wert darauf, die bilateralen 
Verträge zu erneuern. In der Si-
cherheitspolitik soll die Zusam-
menarbeit mit dem westeuro-
päischen Verteidigungsbündnis 
Nato ausgebaut werden. Im Fall 
eines völkerrechtswidrigen An-
griffskriegs soll der Bundesrat 
zudem unter bestimmten Vor-
aussetzungen die Möglichkeit 
haben, anderen Staaten die Wie-
derausfuhr von Schweizer Waf-
fen zu erlauben. Im Bereich Mi-
gration und Integration lehnt sie 
vereinfachte Anforderungen für 
eine Einbürgerung ab.

Finanzsektor stärker regulieren
In der Wirtschafts- und Fi-

nanzpolitik spricht sie sich ge-
gen einen Mindestlohn von 4000 
Franken aus. Der Finanzsektor 
soll aber stärker reguliert wer-
den, so Bulliard-Marbach: «Wir 

haben mit dem Fall Credit Suisse 
gesehen, dass die Vorschriften 
zu lasch sind. Es ist jetzt Aufga-
be der Politik, die Regulierungen 
unter die Lupe zu nehmen und 
anzupassen.» Die Nationalrätin 
spricht sich gegen ein Verbot von 
Verbrennungsmotoren ab 2035 
aus: «Die Automobilbranche be-
findet sich in einem starken Wan-
del, hin zu alternativen Antrie-
ben. Verbote sind für mich nicht 
der richtige Weg. Wir müssen 
auch die Bedingungen der ländli-
chen Regionen berücksichtigen.» 
Den Neubau von Kernkraftwer-
ken (KKW) lehnt sie ab: «Der Neu-
bau von KKW würde Jahrzehnte 
dauern. Wir müssen die einhei-
mische Stromproduktion rasch 
mit erneuerbaren Energien aus-
bauen. Bei der Atomkraft sind 
wir zudem weiterhin von Uran-
lieferungen aus dem Ausland ab-
hängig. Aber solange die KKW si-
cher sind, müssen wir sie weiter 
am Netz halten.»  fos

Smartvote

Für engere Beziehungen mit der EU

Interessenbindungen

Verwaltungsrätin  
und Stiftungsrätin
Christine Bulliard-Marbach ist 
Präsidentin der Schweizeri-
schen Arbeitsgemeinschaft für 
die Berggebiete und von Regio.
garantie Romandie. Sie sitzt 
im Verwaltungsrat der Loterie 
Romande, Radio Freiburg und 
der Schweizerischen Hagel-
Versicherungs-Gesellschaft. 
Daneben ist sie Mitglied im 
Stiftungsrat des Forschungs-
fonds der Universität Freiburg 
und im Vorstand des Freiburger 
Tourismusverbands. fos

E I D G E N Ö S S I S C H E
WAHLEN
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«Politik muss nahe 
bei den Menschen 
sein. Ich suche nach 
Lösungen, die einem 
Grossteil der  
Bevölkerung  
zugutekommen.»

«In der heutigen 
Weltlage ist unsere 
Partei mehr denn je 
die Partei der  
Lösungen.»

Eidgenössische Wahlen
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dass die eingereichten Vorstösse 
weiter begleitet werden.

Ein einschneidendes Ereig-
nis der vergangenen Jahre stell-
te die Covid-Pandemie dar. Die-
se habe viele Menschen verunsi-
chert – besonders auch die jünge-
re Generation. «Die Jungen sind 
zu kurz gekommen», findet Bulli-
ard-Marbach. Sie gingen im gan-
zen Trubel der ausserordentli-
chen Lage etwas vergessen. Des-
halb sollte sich der Bund noch 
besser um sie kümmern. Aber 
nicht nur auf die Jungen, auch 
auf die ältere Generation sollte 
ein besonders Augenmerk gelegt 
werden. In ihrer Motion «Natio-
nale Strategie für Betreuung und 
Wohnen im Alter und bei Behin-
derung» sollen Möglichkeiten 
aufgezeigt und gefördert werden, 
damit ältere Menschen mög-
lichst lange in den eigenen vier 
Wänden leben können.

Listenverbindung mit GLP
Wie schon bei den National-

ratswahlen 2019 geht die Mitte 

im Kanton Freiburg eine Listen-
verbindung mit der GLP ein. Dies 
hat sich vor vier Jahren bewährt 
und der Mitte zwei Nationalrats-
sitze gesichert. «Wir haben eine 
ausgewogene Liste», ist die Mit-
te-Politikerin überzeugt und er-
gänzt: «In der heutigen Weltlage 
ist unsere Partei mehr denn je die 
Partei der Lösungen.» 

Die Nationalrätin will ihrer Li-
nie auch in der kommenden Le-
gislaturperiode treu bleiben: «Ich 
werde mich dafür einsetzen, Brü-
cken zu bauen zwischen Stadt 
und Land, zwischen den Genera-
tionen sowie zwischen der libe-
ralen Wirtschaft und der solida-
rischen Gesellschaft.»

Ihr Rosengarten ist Rückzugs- und Erholungsort für Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach.  Bilder Charles Ellena

Das Video  
zum Beitrag 
sehen Sie hier:

Eidgenössische Wahlen

Am 22. Oktober wählen 
die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger in Tafers 
einen neuen Gemeinde-
rat. Vier Kandidaten stellen 
sich für das Amt zur  
Verfügung.

Sarah Neuhaus

TAFERS  «Ich habe zwar nicht 
gedacht, dass es zu einer stil-
len Wahl kommt, aber mit so 
vielen Kandidaten hätte ich 
nicht gerechnet.» So die Wor-
te von Markus Mauron, Syn-
dic von Tafers, gestern Nach-
mittag. Am Mittag um Punkt 
zwölf Uhr war die Frist für die 
Listeneingabe der Ersatzwah-
len vom 22. Oktober abgelau-
fen. Die Ersatzwahl wird nötig, 
da der langjährige Gemeinde-
rat und frühere Syndic von Al-
terswil, Hubert Schibli, vor ei-
nigen Wochen seine Demission 
bekannt gegeben hatte (die FN 
berichteten). 

Am Montagnachmittag gab 
die Gemeinde Tafers schliess-
lich bekannt, dass sich vier 
Kandidaten für den freiwer-
denden Sitz im Gemeinde-
rat zur Verfügung stellen: der 
36-jährige Marc Schafer (die 
Mitte) aus Alterswil, der 33-jäh-
rige Tim Spicher (Grünliberale) 
aus St. Antoni, der 40-jährige 
Sandro Greco (SVP) aus Alters-
wil und der 34-jährige Jeffrey 
Blake (SP) aus St. Antoni.

Drei Dinge fallen auf: Die 
Kandidaten sind alle männ-
lich, noch relativ jung und 
stammen alle entweder aus 
Alterswil oder St. Antoni. «Es 
wurde bei der Fusion verein-
bart, dass es für die ersten 
Wahlen zwei Wahlkreise geben 
würde», erklärt Markus Mau-
ron. Ein Wahlkreis besteht aus 
Tafers und einer aus Alterswil 
und St. Antoni. So soll sicher-
gestellt werden, dass alle Or-
te im Gemeinderat angemes-
sen vertreten sind. «Da wir uns 
noch in der ersten Legislatur 
befinden, konnten sich für die 
Ersatzwahl nur Kandidieren-
de aus dem Wahlkreis St. An-
toni und Alterswil melden», so 
Mauron.

Dass keiner der Kandidaten 
älter als 40 Jahre alt ist, freut 
den Tafersner Syndic. «Ich fin-
de das positiv, dass sich offen-
sichtlich auch jüngere Leute für 
so ein Amt begeistern können.» 
Gleichzeitig hoffe er aber auch, 
«dass die Leute dann nicht er-
schrecken, wenn sie den Auf-
wand sehen, der sich hinter so 
einem Amt verbirgt». Das sei 
zwar nicht unbedingt eine Al-
tersfrage. «Aber für jemanden, 
der eine junge Familie hat oder 
vielleicht kurz davor ist, eine 
Familie zu haben, könnte das 
schon ein Thema sein.» 

Weniger erfreut ist Markus 
Mauron hingegen darüber, dass 
keine Frau unter den Kandi-
dierenden ist. Er stelle immer 
wieder fest, wie wichtig Frau-
en im Gemeinderat seien. «Sie 
bringen neue Ideen und andere 
Denkweisen ein und wären für 
diese Ämter essenziell wichtig.»

Parteien werden wichtiger
Die Parteizugehörigkeit der 

Kandidaten steht für Markus 
Mauron derweil klar an zwei-
ter Stelle. «Zu welcher Partei 
jemand gehört, wird nur im-
mer bei den Wahlen zum The-

ma, im Gemeinderat spielt das 
dann keine Rolle. Ich glau-
be, wir haben im Gemeinderat 
noch nie ein Thema behandelt, 
wo man gemerkt hätte, dass 
die Parteizugehörigkeit eine 
Rolle spielt», so Mauron. Trotz-
dem seien aktive Parteien ein 

wichtiges Element für die Po-
litik der zweitgrössten Sensler 
Gemeinde. «Seit der Fusion ist 
die Parteienlandschaft wieder 
stärker in Bewegung und im 
Hinblick auf einen Generalrat 
wird die Bedeutung der Partei-
en an Wichtigkeit gewinnen.»

«Mit so vielen Kandidaten  
hätte ich nicht gerechnet»

Markus Mauron, Syndic von Tafers.  Archivbild Aldo Ellena

Aufgrund einer Motion 
wird das kantonale Gesetz 
über die Hundehaltung  
angepasst. Die drei  
Änderungen treten ab  
Neujahr in Kraft.

Anne Gugler

FREIBURG  Der Grosse Rat hat 
einer Motion entsprochen und 
das kantonale Gesetz über die 
Hundehaltung geändert. Die 
Anpassungen treten zusam-
men mit einem überarbeiteten 
Reglement am 1. Januar 2024 
in Kraft. Das schreibt das Amt 
für Veterinärwesen in einer 
Mitteilung. Insgesamt gebe es 
drei Änderungen. 

Ab Neujahr müssen neue 
Hundehalterinnen und Hun-
dehalter einen fünfstündigen 
Theoriekurs absolvieren, be-
vor sie den Hund halten. Als 
neue Halterin oder Halter gel-
ten Personen, die noch nie ei-
nen Hund hatten oder seit 

mehr als zehn Jahren keinen 
Hund mehr gehalten haben. 
Der obligatorische Theoriekurs 
kann bei einer Hundeausbilde-
rin oder einem Hundeausbil-
der besucht werden. Die Vor-
aussetzung: Sie haben eine Zu-
lassung des zuständigen Amts. 
Innerhalb von 18 Monaten nach 

der Anschaffung muss dann je-
de neue Hundehalterin und je-
der neue Hundehalter als Ab-
schluss der Ausbildung einen 
praktischen Test absolvieren. 
Dabei bewerten Fachleute die 
Führbarkeit des Hundes, heisst 
es weiter. Der Test kann maxi-
mal zweimal wiederholt wer-

den. Nach dem dritten Misser-
folg ist die Hundeausbilderin 
verpflichtet, den durchgefalle-
nen Hund und den Hundehal-
ter beim Amt zu melden.

Ausbilder neu zulassen 
Diesen Herbst werden In- 

formationsveranstaltungen für 
Hundeausbilderinnen und -bil-
der stattfinden. Danach können 
diese die Theoriekurse und die 
Beurteilungen der Führbarkeit 
korrekt durchführen. Auch 
Hundeausbilderinnen, die vor 
2017 bereits zugelassen waren, 
haben ein Anrecht auf die Be-
stätigung ihrer Zertifizierung. 
Die Verantwortlichen werden 
ihnen ein entsprechendes An-
tragsformular zur Verfügung 
stellen.

Der Kanton wird auch über 
die sozialen Netzwerke Infor-
mationskampagnen zum neu-
en Gesetz starten. 

Detaillierte Informationen sind auf der 
Webseite des Amts für Veterinärwesen 
zu finden.

Neue Regeln für Hundehalter:  
Ab Neujahr ändert das kantonale Gesetz

Ab Neujahr müssen neue Hundehalter einen fünfstündigen Theoriekurs 
absolvieren, bevor sie den Hund halten.  Archivbild Charly Rappo
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Seit dem 1. September 
gibt es auf der Gemein-

deverwaltung von Tafers kei-
nen Gemeindeschreiber mehr. 
Im Mai hatte die Gemeinde 
angekündigt, dass die 32-jäh-
rige Gabriela Brügger-Schal-
ler die Stelle von Helmut Cor-
pataux per Anfang Septem-
ber übernehmen würde. Noch 
während der Einarbeitungs-
zeit entschied sich Brügger-
Schaller jedoch, die Stelle 
doch nicht anzutreten. «Wir 
sind dabei zu rekrutieren und 
gehen davon aus, dass wir in 

den nächsten zwei Wochen sa-
gen können, wo wir stehen», 
sagt Syndic Markus Mauron 
auf Anfrage. Aktuell vertei-
le man die Aufgaben des Ge-
meindeschreibers auf ver-
schiedene Köpfe. «Wir haben 
hervorragende Mitarbeitende, 
die in dieser besonderen Situ-
ation ausgezeichnete Arbeit 
machen. Einige Leute waren 
sogar bereit, vorübergehend 
ihr Pensum aufzustocken und 
auch die Gemeinderäte wer-
den in die Pflicht genommen», 
sagt Mauron. san

Gemeindeverwaltung

Seit September ohne  
Gemeindeschreiber


